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Schulleitung in Baden-Württemberg 

Verband Bildung und Erziehung – Landesverband Baden-Württemberg
Heilbronner Straße 41 • 70191 Stuttgart • Telefon 0711/2 29 31 46 • email: vbe@vbe-bw.de • www.vbe-bw.de 

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen
Fast alle Schulleitungen in Baden-Würt-
temberg haben sich in den letzten 
Tagen und Wochen intensiv mit der 
Datenschutz-Grundverordnung beschäf-
tigt. Als Folge der Arbeitsverdichtung 
haben wir schon genug wichtige Aufga-
ben und Probleme, mit denen wir uns 
beschäftigen müssen. Trotzdem hat der 
Gesetzgeber den Schulleitungen die 
Verantwortung für die Einhaltung der 
Datenschutz-Grundverordnung zuge-
schrieben.

Schulleitungen fragen sich aktuell, ob sie 
die Schulhomepage vom Netz nehmen 
müssen, um keine Abmahnung zu 
bekommen. Oder – wenn die Schul-
homepage online bleiben darf – ob man 
jemals wieder Bilder von Schülerinnen 
und Schülern online stellen darf. Und wie 

soll die Angelegenheit mit dem Daten-
schutzbeauftragten geregelt werden? 
Kann man das einer Lehrkraft zumuten? 
Oder sollte die Stelle doch unbesetzt 
bleiben und die Angelegenheit ans 
Staatliche Schulamt verwiesen werden?

An sich sind das alles interessante Fra-
gen. Doch damit sollte sich ein Rechtsan-
walt beschäftigen und nicht die Schullei-
terinnen und Schulleiter in Baden-Würt-
temberg. Vom VBE finden Sie in diesem 
Schulleitungsbrief eine Handreichung 
zur Datenschutz-Grundverordnung und 
es gibt auch Hilfsangebote des Kultusmi-
nisteriums. Dennoch ist es symptoma-
tisch, dass uns Schulleitungen hier wieder 
eine Aufgabe zufällt, für die wir weder 
aus- noch fortgebildet wurden.

Gleichzeitig überlegt sich das Land 
Baden-Württemberg, wie es wieder an 
die Spitze der nationalen Bildungsran-
kings kommen kann. PISA, IQB, Vera und 
wie sie alle heißen, haben demonstriert, 
dass in Baden-Württemberg offensicht-
lich Nachholbedarf besteht. Während 
sich das Land damit beschäftigt, wie 
Baden-Württemberg wieder an die 
Spitze der Bildungsrankings kommen 
kann, fragen sich aber Schulleitungen, 
wie sie die eigene Schule datenschutz-
konform gestalten können. Wie passt 
das zusammen?

Welchen Zusammenhang gibt es zwi-
schen der Datenschutz-Grundverord-
nung und der Schulqualität? Eigentlich 
keinen! Oder doch: Sie lenkt ab. Sie 
nimmt die Zeit, sich auf die wichtigen 
Aufgaben des schulischen Lebens kon-
zentrieren zu können. Angesichts dessen 
ist es ein großer Verdienst der Schullei-
tungen, dass unser Schulsystem noch auf 

dem aktuellen Niveau funktioniert. 
Wenn Schulleiterinnen und Schulleiter 
nicht über das normale Maß hinaus 
arbeiten würden, stünden wir erheblich 
schlechter da.

Der VBE Baden-Württemberg fordert 
deswegen seit Langem: Gebt Schullei-
tungen und den Lehrkräften die Zeit, 
sich auf ihr Kerngeschäft zu konzentrie-
ren. Entlastet sie von Zusatzaufgaben, 
dann wird sich das in den Bildungsran-
kings niederschlagen. Wenn sich Schullei-
tungen nämlich an Zusatzaufgaben wie 
der Datenschutz-Grundverordnung ab-
arbeiten, dann fehlt ihnen die Zeit, um 
sich Gedanken über die pädagogische 
Qualität zu machen. Und diese wird am 
Ende bei IQB, PISA & Co. gemessen.

Immerhin hat die Kultusministerin in 
einer Antwort auf eine VBE-Anfrage 
Klarheit in die Angelegenheit des 
Datenschutzbeauftragten gebracht. 
Zitat: „Um die Schulen bei der nun ver-
bindlichen gesetzlichen Vorgabe, einen 
Datenschutzbeauftragten zu benennen, 
zu entlasten, stellt das Kultusministe-
rium den Schulen Personen aus der 
Schulaufsicht (Staatliche Schulämter 
und Regierungspräsidien) zur Verfü-
gung, die für die Schulen als behördli-
che Datenschutzbeauftragte fungieren 
können. Es steht den Schulen hierbei 
frei, auf diese Personen zurückzugreifen 
oder aber den behördlichen Daten-
schutzbeauftragten aus ihren Reihen zu 
benennen.“

Es grüßt Sie herzlichst

Ihr 

VBE Landesvorsitzender

Gerhard Brand, 
Landesvorsitzender des 
VBE Baden-Württemberg

Informationen des Verbandes Bildung und Erziehung 
für Schulleitungsteams

Juli 2018
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EU-DSGVO

Kultusministerin Dr. Susanne Eisen-
mann hat auf das Schreiben des Ver-
bandes Bildung und Erziehung (VBE) 
Baden-Württemberg zur EU-Daten-
schutzgrundverordnung (EU-DSGVO) 
geantwortet. Der VBE wollte unter 
anderem wissen, an wen sich Schullei-
tungen bei Problemen mit der Umset-
zung der EU-DSGVO wenden können. 
Die Kultusministerin ist in allen Punk-
ten auf das Schreiben eingegangen 
und hat Stellung bezogen. Sie sicherte 
eine Erweiterung des hilfreichen 
Online-Angebots unter it.kultus-bw.de 
zu.

Die neu in Kraft getretene EU-Daten-
schutzgrundverordnung (EU-DSGVO) 
hat die Schulen in Baden-Württemberg 
vor große Herausforderungen gestellt. 
Der VBE hat darauf reagiert. Mit einer 
Handreichung, die Sie auf unserer 
Homepage und ebenfalls in diesem 
Schulleitungsbrief finden. Sowie mit 
einem Schreiben an die Kultusministe-
rin, in dem der VBE auf Probleme hin-
weist, die Schulen mit der Umsetzung 
der Datenschutz-Grundverordnung 
haben.

Unter anderem wollte der VBE von der 
Ministerin wissen, an wen sich Schullei-
tungen bei Problemen mit der Umset-
zung der EU-DSGVO wenden können, 
ob das Ministerium Mindeststandards 
für technische und organisatorische 
Datenschutzmaßnahmen bereitstellen 
wird und welche Anforderungen pri-
vate Geräte zur Datenverarbeitung 

Der VBE hat 
Fragen an die 
Kultusministerin

erfüllen müssen. In dem Schreiben hat 
der VBE ebenfalls gefordert, dass das 
Kultusministerium den zeitlichen Auf-
wand anerkennt, den Schulleitungen 
zur Erfüllung der EU-DSGVO haben.

In Ihrer Antwort geht die Ministerin auf 
einige der Punkte ein. Sie verweist bei 
der Beratung der Schulleitungen auf 
die Staatlichen Schulämter und die 
Regierungspräsidien, die mit zusätzli-
chem Personal ausgestattet werden sol-
len. Zudem sicherte sie zu, dass das 
Angebot auf it.kultus-bw.de perma-
nent erweitert werden soll. Eine Vor-
gabe von Mindeststandards zu techni-
schen und organisatorischen Daten-
schutzmaßnahmen sei nicht möglich, 

da diese nicht pauschal festgelegt wer-
den könnten. Zur Frage der Verwen-
dung von privaten Geräten verweist 
das Ministerium auf die Verwaltungs-
vorschrift Datenschutz an öffentlichen 
Schulen, die jetzt und zukünftig einzu-
halten ist.

Der VBE freut sich über die Antwort der 
Kultusministerin und hofft, dass die im 
Schreiben angekündigten Verbesserun-
gen, wie beispielsweise die Ausstattung 
der Schulämter mit zusätzlichem Perso-
nal, auch umgesetzt werden. Ebenso 
freut sich der VBE über einige klare 
Aussagen im Schreiben der Ministerin, 
zum Beispiel die Aussage zur Benen-
nung des Datenschutzbeauftragten. 
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Lesen Sie im Folgenden das Schreiben 
des VBE und die Antwort des Kultusmi-
nisteriums:

Anfrage des VBE Baden-
Württemberg zur 
Umsetzung der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung
(EU-DSGVO) an Schulen

Sehr geehrte Frau Kultusministerin, 

nach Ansicht des Verbandes Bildung 
und Erziehung (VBE) Baden-Württem-
berg stellt die Umsetzung der EU-
Datenschutz-Grundverordnung (EU-
DSGVO) die Schulen vor große Heraus-
forderungen. Viele Schulleitungen 
sind sich angesichts der bevorstehen-
den Umsetzung der EU-DSGVO unsi-
cher, wie sie sich verhalten sollen.

Der VBE Baden-Württemberg hat 
registriert, dass das Kultusministerium 
unter it.kultus-bw.de einige Handrei-
chungen und Unterstützungsangebote 
bereitgestellt hat. Dennoch würden 
wir gerne wissen, welche weiteren 
Schritte geplant sind, um Schulen und 
damit auch Schulleitungen und Lehr-
kräften einen datenschutzkonformen 
Umgang mit den durchaus sensiblen 
Daten, die sie erheben müssen, zu 
ermöglichen.

Der VBE bittet das Kultusministerium 
daher um die Beantwortung der fol-
genden Fragen:
•	 Werden die Staatlichen Schulämter 

und die Regierungspräsidien behörd- 
liche Datenschutzbeauftragte be-
reitstellen? Wenn ja, wie werden 
diese den Schulen kommuniziert 
und wie wird die Organisation funk-
tionieren? Wird der Datenschutzbe-
auftragte Schulen aktiv unterstützen 
oder lediglich kontrollieren?

•	 Ist geplant, eine zentrale Anlauf-
stelle für Schulen bei Fragen und Hil-
febedarf bezüglich der EU-DSGVO 
einzurichten?

•	 An wen können sich Schulleitungen 

aktuell wenden, wenn sie Probleme 
mit der Umsetzung der EU-DSGVO 
haben?

•	 Schulen müssen rechtssicher doku-
mentieren, wie datenschutzrechtli-
che Grundsätze erfüllt werden. Hier-
für existiert bis jetzt auf it.kultus-
bw.de noch keine konkrete Vorlage. 
Deswegen würden wir gerne wissen: 
Wird es von Seiten des Kultusminis-
teriums für Schulen noch eine kon-
krete Vorlage zur Rechenschafts-
pflicht geben?

•	 Von Schulen wird gefordert, geeig-
nete technische und organisatorische 
Datenschutzmaßnahmen zu treffen. 
Für Schulleitungen wäre die Defini-
tion einer Mindestanforderung in 
dieser Hinsicht hilfreich. Wird das 
Kultusministerium die Definition 
einer Mindestanforderung für tech-
nische und organisatorische Daten-
schutzmaßnahmen vornehmen? 

•	 Viele Lehrkräfte verwenden private 
Geräte zur Verarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten. Welche Min-
destanforderungen müssen erfüllt 
werden, damit diese den Vorgaben 
der EU-DSGVO entsprechen? 

Der VBE Baden-Württemberg sieht es 
als unabdingbar an, dass Schulleitun-
gen hinsichtlich der Umsetzung der 
EU-DSGVO besser unterstützt werden. 
Das beinhaltet die zeitnahe Einrich-
tung von Fortbildungen zum Umgang 
mit der EU-DSGVO, wenn möglich 
auch vor Ort, um bei Schulleiterinnen 
und Schulleitern die Unsicherheit im 
Umgang mit der Datenschutz-Grund-
verordnung zu beenden. Ebenso for-
dert der VBE, dass der zeitliche Auf-
wand, den Schulleitungen zwecks 
Erfüllung der EU-DSGVO haben, vom 
Ministerium anerkannt wird.

Der VBE bittet zudem darum, dass 
weitere Formulare, Muster, Checklis-
ten und Vorschläge für Vorgehenswei-
sen auf it.kultus-bw.de eingestellt 
werden, um Schulen bei der konkre-
ten Umsetzung der EU-DSGVO zu 
unterstützen. Gleichermaßen sollte 

eine zentrale Auskunftsstelle für Fra-
gen zur EU-DSGVO eingerichtet wer-
den. Ebenfalls sollte die Verfügbarkeit 
von Hilfestellungen unter it.kultus-bw.
de den Schulen kommuniziert werden.

Der VBE Baden-Württemberg geht 
davon aus, dass hauptsächlich die Staat-
lichen Schulämter und Regierungspräsi-
dien behördliche Datenschutzbeauf-
tragte stellen werden. Wir weisen dar-
auf hin, dass ein einzelner 
Datenschutzbeauftragter dann für teil-
weise über hundert Schulen zuständig 
sein wird. Eine bessere Ausstattung der 
Staatlichen Schulämter mit Personal 
halten wir deswegen für unabdingbar.

Abschließend möchte der VBE auch 
darauf hinweisen, dass die Umsetzung 
der EU-DSGVO einen weiteren, 
gewichtigen Grund liefert, jede Lehre-
rin und jeden Lehrer mit einem eige-
nen Arbeitsplatz an der Schule auszu-
statten. Der VBE geht davon aus, dass 
die Verwendung von privaten Geräten 
für dienstliche Zwecke Lehrerinnen 
und Lehrer in ernste Konflikte mit der 
erlassenen Datenschutzverordnung 
bringen wird. Für die Beantwortung 
unserer Fragen und die Berücksichti-
gung unserer Anliegen beim weiteren 
Vorgehen in der Angelegenheit der 
EU-DSGVO bedanken wir uns.

Mit freundlichen Grüßen
Gerhard Brand, Landesvorsitzender
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EU-DSGVO

Umsetzung der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung 
(EU-DSGVO)

Ihr Schreiben vom 23. Mai 2018

Sehr geehrter Herr Brand,
vielen Dank für Ihr Schreiben vom 23. 
Mai 2018. In der Tat hat die Umset-
zung der EU-DSGVO uns alle vor eine 
große Herausforderung gestellt. Doch 
die entscheidenden Weichen wurden 
bereits gestellt, so dass unsere Schulen 
nunmehr wieder datenschutzrechtlich 
in ruhigere Gewässer gelangen kön-
nen. Dies möchte ich Ihnen gern erläu-
tern und dabei auch die von Ihnen auf-
geworfenen Fragen beantworten. Es 
freut mich sehr, dass Sie anerkennen, 
dass mein Haus bereits umfangreiche 
Handreichungen und Unterstützungs-
angebote für Schulen zur Verfügung 
gestellt hat. Wir werden dieses Ange-
bot permanent erweitern.

Um die Schulen bei der nun verbindli-
chen gesetzlichen Vorgabe, einen 
Datenschutzbeauftragten zu benen-
nen, zu entlasten, stellt das Kultusmi-
nisterium den Schulen Personen aus der 
Schulaufsicht (Staatliche Schulämter 
und Regierungspräsidien) zur Verfü-
gung, die für die Schulen als behördli-
che Datenschutzbeauftragte fungieren 
können. Es steht den Schulen hierbei 
frei, auf diese Personen zurückzugrei-
fen oder aber den behördlichen Daten-
schutzbeauftragten aus ihren Reihen 
zu benennen. Die von Seiten der Schul-
aufsicht zur Verfügung stehenden Per-
sonen sind bereits namentlich bekannt 
und werden den Schulen von den 
Schulaufsichtsbehörden mitgeteilt.

Mit Blick auf die Schulaufsicht ist aus 
Sicht des Kultusministeriums vorgese-
hen, hier neue Stellen zu beantragen, 
um die Aufgabenwahrnehmung durch 
den dort angesiedelten Datenschutz-
beauftragten für die Schulen effizient 

gewährleisten zu können. Die Aufga-
ben des Datenschutzbeauftragten 
richten sich nach Art. 39 der EU-
DSGVO, dort findet sich u. a. die 
Beratung des Verantwortlichen, also 
der Schule, ebenso wieder, wie die 
Überwachung der Einhaltung der 
datenschutzrechtlichen Vorschriften 
durch die Schule.

Darüber hinaus standen schon vor 
Inkrafttreten der EU-DSGVO in jeder 
Schulaufsichtsbehörde fortgebildete 
Personen für datenschutzrechtliche 
Fragestellungen zur Verfügung, um 
bei der Beratung eine räumliche Nähe 
zu den Schulen zu gewährleisten. Die-
ser Service wird fortgeführt. Das 
bedeutet, dass sich Schulen auch 
zukünftig mit der Bitte um Beratung 
jeweils direkt an ihre Schulaufsichtsbe-
hörde (SSA bzw. RP, Abt. 7) wenden 
können. Das Kultusministerium unter-
stützt diese Fachleute der Schulauf-
sicht wiederum fallbezogen oder bei 
Grundsatzfragen.

Die amtliche Lehrkräftefortbildung 
bietet durch Juristen der Regierungs-
präsidien und durch technisch ver-
sierte Pädagogen Fortbildungen zum 
Thema Datenschutz an. Die Fortbil-
dungen werden für unterschiedliche 
Zielgruppen angeboten (u. a. Schullei-
ter, Datenschutzbeauftragte an Schu-
len, Administratorinnen und Administ-
ratoren, Multimediaberaterinnen und 
-berater usw.). Die sich durch das 
Inkrafttreten der EU-DSGVO ergeben-
den Neuerungen werden in den beste-
henden Angeboten der Lehrkräfte-
fortbildung ab dem Schuljahr 2018/19 
zur Verfügung stehen. Ein neues Fort-
bildungsangebot für die Datenschutz-
beauftragten der Schulverwaltung 
wird zusätzlich zu den bereits Anfang 
2018 durchgeführten Fortbildungen 
für diesen Personenkreis bereitge-
stellt. Das Kultusministerium hat Vor-
lagen u. a. zum Führen des Verzeich-
nisses der Verarbeitungstätigkeiten 

bereitgestellt. Ferner existiert ein web-
basiertes Werkzeug, das Schulen ver-
wenden können, um ihr Verzeichnis zu 
führen. Durch darin vorhandene Vorla-
gen, Muster und Erklärtexte werden 
Schulen bei der Erstellung der gesetz-
lich vorgeschriebenen Dokumentatio-
nen wirksam unterstützt.

Die Anforderungen zum technisch-
organisatorischen Datenschutz erge-
ben sich aus der EU-DSGVO. Welche 
Maßnahmen konkret zu treffen sind, 
ist vom Einzelfall und der konkreten 
Art der Verarbeitung (welche Datenar-
ten, Verarbeitung auf welche Weise 
usw.) abhängig und kann nicht pau-
schal beantwortet werden. Die EU-
DSGVO sieht hierfür einen sog. risiko-
basierten Ansatz vor. Diese Vorgehens-
weise wird in Schulungsmaßnahmen, 
die die LAK anbieten wird, umfassend 
erläutert werden.

Die Nutzung privater Datenverarbei-
tungsgeräte zu dienstlichen Zwecken 
durch Lehrkräfte ist in der VwV Daten-
schutz an öffentlichen Schulen, insbes. 
in der dortigen Anlage 1, geregelt. Dort 
sind auch Anforderungen erläutert, die 
bereits jetzt, aber auch zukünftig ein-
zuhalten sind. Durch die EU-DSGVO 
ergeben sich hier keine grundsätzlichen 
Änderungen. Die Verwaltungsvor-
schrift wird insgesamt überarbeitet 
werden, sobald das neue Landesdaten-
schutzgesetz in Kraft getreten ist.

Mit freundlichen Grüßen
Dr. Susanne Eisenmann

Antwort der Ministerin
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VBE-Wirtschaftsservice
Heilbronner Straße 41
70191 Stuttgart
info@ws-wirtschaftsservice.de

Jetzt bestellenNE
U

Der neue 
VBE-Schuljahresplaner 2018/2019 
für nur 10.- Euro

Bestellung an:
VBE Wirtschaftsservice
Heilbronner Straße 41
70191 Stuttgart

Telefon: 0711 / 2293858
Fax: 0711 / 2293858
E-Mail: info@ws-wirtschaftsservice.de
Internet: http://www.vbe-bw.de/

Anzeige Schuljahresplaner 18-19 A4.indd   1 26.06.18   11:27
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EU-DSGVO

Seit dem 25. Mai 2018 ist die EU-
Datenschutzgrundverordnung (EU-
DSGVO) anwendbar. Auch für Schulen 
beinhaltet das mitunter als „Bürokra-
tie-Monster“ bezeichnete Gesetz neue 
Pflichten. Viele Schulleitungen, in 
deren Aufgabe die Umsetzung vor 
allem fällt, stehen nun vor einer Her-
ausforderung. Ihr VBE versucht darzu-
legen, was auf Schulen zukommt und 
was Sie bei der Umsetzung beachten 
müssen. Bitte beachten Sie, dass die 
Hinweise, die Ihnen der VBE gibt, 
rechtlich nicht verbindlich sind. 

Der erste und wichtigste Tipp von 
Ihrem VBE Baden-Württemberg ist das 
IT-Portal des Kultusministeriums, das 
nicht jeder Schulleitung bekannt ist. 
Deswegen der Hinweis darauf, da Sie 
hier ebenfalls die Handreichung des 
Kultusministeriums finden: Gehen Sie 
auf it.kultus-bw.de, dann auf „Daten-
schutz an Schulen“. Dort finden Sie 
nicht nur die Rechtsgrundlage, son-
dern auch Hinweise zur Umsetzung 
der EU-DSGVO, vorgefertigte Formu-
lare, Informationen zu Fortbildungen 
und auch einen FAQ-Katalog, der häu-
fige Fragen beantwortet. Es existiert 
ebenfalls eine Materialsammlung des 
Landesfortbildungsservers, die jedoch 
nicht in allen Bereichen aktuell ist.

Was muss beachtet werden, 
wo gibt es Unterstützung?

Als oberster Grundsatz für Datenverar-
beitung gilt, dass personenbezogene 
Daten grundsätzlich nicht verarbeitet 
werden dürfen, es sei denn, dies ist 
durch eine Rechtsvorschrift erlaubt, 
oder die betroffene Person hat ihre 
Erlaubnis dazu erteilt. Während die 
Verarbeitung von Daten im Rahmen 
der normalen Schultätigkeiten wie 
Anmeldung von Schülerinnen und 
Schülern oder die Benotung rechtlich 
abgedeckt sind, muss beispielsweise 
für die Veröffentlichung von Bildern 
auf der Schulhomepage eine Einwilli-
gung vorgelegt werden.
Welche Pflichten genau auf Sie zukom-
men, können Sie der folgenden Über-
sicht entnehmen. Sie finden dort eben-
falls Angaben, wo Sie weitere Informa-
tionen abrufen können. Die folgenden 
Informationen finden Sie auch in der 
Übersicht des Kultusministeriums über 
Pflichten verantwortlicher Stellen. 
Online finden Sie ebenfalls eine Liste 
mit Ansprechpartnern an Kultusminis-
terium, Regierungspräsidien und 
Staatlichen Schulämtern. Auf unserer 
Webseite finden Sie den Artikel mit 
den entsprechenden Links, die Sie ein-
fach anklicken können.

Rechenschaftspflicht:
Die Schule muss nachweisen, dass sie 
die datenschutzrechtlichen Grund-
sätze beachtet und einhält. Die Umset-
zung der Grundsätze muss dabei doku-
mentiert werden. Es muss festgehalten 
werden, wie diese Grundsätze einzeln 
umgesetzt wurden. Wo gibt’s Hilfe? 
Welche datenschutzrechtlichen Grund-
sätze umzusetzen und zu beachten 
sind, finden Sie unter it.kultus-bw.de.

Anhaltung zum Datenschutz:
Die Schule muss sicherstellen, dass per-
sonenbezogene Daten nur auf Anwei-
sung der Schule verarbeitet werden. 
Das bedeutet, Lehrkräfte sind daten-
schutzrechtlich zu sensibilisieren und zu 
schulen. Die Verwaltungsvorschrift 
„Datenschutz an öffentlichen Schulen“ 
ist den Personen, die an der Schule tätig 
sind, zugängig zu machen. Wo gibt’s 
Hilfe? Die Verwaltungsvorschrift lässt 
sich über das Landesrechtsportal  
www.landesrecht-bw.de abrufen. Fort-
bildungen zum Datenschutz finden Sie 
beim Landesfortbildungsserver.

Technische und organisatorische 
Datenschutzmaßnahmen:
Die Schule muss geeignete technische 
und organisatorische Datenschutz-
maßnahmen treffen, um eine daten-
schutzkonforme Verarbeitung zu ge-
währleisten. Dies beinhaltet zum Bei-
spiel das Erstellen von Back-ups oder 
die Pseudonymisierung und Verschlüs-
selung personenbezogener Daten. Wo 
gibt’s Hilfe? Hinweise zu Datenschutz-
maßnahmen finden Sie auf 
it.kultus-bw.de.

Meldepflicht bei Datenschutzpannen: 
Sollte eine Datenschutzpanne vorkom-
men, muss die Schule die datenschutz-
rechtliche Aufsichtsbehörde, den Lan-
desbeauftragten für Datenschutz und 
die Betroffenen benachrichtigen. Wo 
gibt’s Hilfe? Eine Datenpanne lässt sich 
online melden: 
https://www.baden-wuerttemberg.
datenschutz.de/datenpanne-melden/ 
Weitere Hinweise zur Meldepflicht  
und zur empfohlenen Vorgehensweise 
hat das Kultusministerium unter 
it.kultus-bw.de bereitgestellt.

Schreckgespenst EU-DSGVO: 
Was kommt auf Schulen zu?
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Schuleigener Internetauftritt:
Auch aus dem schuleigenen Internet-
auftritt ergeben sich Pflichten zur Infor-
mation. Beispielsweise muss der Daten-
schutzbeauftragte der Schule erwähnt 
werden, die Rechte bezüglich perso-
nenbezogener Daten müssen darge-
stellt werden sowie die Erhebung von 
personenbezogenen Daten und deren 
Zweck beim Webseitenbesuch. Wo 
gibt’s Hilfe? Das Kultusministerium hat 
eine Handreichung mit Mustervorlage 
für den schuleigenen Internetauftritt 
unter it.kultus-bw.de bereitgestellt.

Einwilligung der betroffenen Person:
Wie bereits beschrieben, muss eine Per-
son in die Verarbeitung ihrer Daten ein-
gewilligt haben, es sei denn es existiert 
eine Rechtsvorschrift. Wo gibt’s‘ Hilfe? 
Unter it.kultus-bw.de hat das Kultusmi-
nisterium Vorlagen für Einwilligungen 
von Schülerinnen und Schülern, Lehr-
kräften und Eltern bereitgestellt.

Verzeichnis von 
Verarbeitungstätigkeiten: 
Die Schule muss für alle Verarbeitungs-
tätigkeiten, die in ihre Zuständigkeit 
fallen, ein Verzeichnis führen. Dies gilt 
auch bei einer Auftragsdatenverarbei-
tung. Wo gibt’s Hilfe? Das Kultusminis-
terium hat Hinweise zum Verzeichnis 
der Verarbeitungstätigkeiten und was 
dieses beinhalten muss, auf it.kultus-
bw.de bereitgestellt. Es existieren 
außerdem Vorlagen für vorgegebene 
bzw. weit verbreitete Verfahren auf 
VV-Online-BW. Hinweise zur Verwen-
dung finden Sie auf it.kultus-bw.de. 
Eine Vorlage für einen Verarbeitungs-
vertrag nach der EU-DGSVO existiert 
ebenfalls.

Datenschutzbeauftragter:
Jede Schule muss einen behördlichen 
Datenschutzbeauftragten haben. Die-
se Aufgabe soll durch benannte Perso-
nen in der zuständigen Aufsichts-
behörde (Staatliches Schulamt oder 
Regierungspräsidium) wahrgenom-
men werden. Dieser muss bei Daten-
schutzfragen, dazu gehört zum Bei-
spiel auch die Einführung einer neuen 
Software an der Schule, frühzeitig ein-
gebunden werden.

Überprüfung, Bewertung, 
Evaluierung der Wirksamkeit der 
Maßnahmen:

In regelmäßigen Abständen muss die 
Schule eine Überprüfung, Bewertung 
und Evaluierung der Maßnahmen vor-
nehmen. Wo gibt’s Hilfe? Das Kultus-
ministerium hat Hinweise mit einer 
Checkliste unter it.kultus-bw.de zur 
Verfügung gestellt.

Gewährleisten von Transparenz:
Die Schule muss sicherstellen, dass sie 
den betroffenen Personen die gesetz-
lich geforderten Informationen und 
Mitteilungen in präziser, transparen-
ter, verständlicher und leicht zugängli-
cher Form in klarer und einfacher Spra-
che übermitteln kann. Wo gibt’s Hilfe? 
Welche Informationen Sie betroffenen 
Personen wann mitteilen müssen, 
beschreibt das Kultusministerium im 
Anhang der allgemeinen Hinweise auf 
it.kultus-bw.de.

Datenschutz-Folgeabschätzung:
Wenn eine Schule eine Datenverarbei-
tung durchführt, bei der voraussichtlich 
ein hohes Risiko für die Rechte von 
betroffenen Personen besteht, muss vor 
der Maßnahme eine Abschätzung der 
Folge der Maßnahme für den Schutz 
von personenbezogenen Daten durch-
geführt werden. Das ist beispielsweise 
der Fall bei der systematischen Überwa-
chung öffentlich zugänglicher Bereiche 
mit Videokameras oder bei der Verar-
beitung von besonderen personenbezo-
genen Daten wie religiöse Überzeugun-
gen oder Gesundheitsdaten. Wo gibt’s 

Hilfe? Das Kultusministerium hat Hin-
weise zur Datenschutz-Folgeabschät-
zung bereitgestellt sowie eine Handrei-
chung zur Datenschutzfolgeabschät-
zung. Zu finden  auf it.kultus-bw.de 

VBE fordert mehr 
Unterstützung für 
Schulleitungen
Klar ist: Das Kultusministerium hat sich 
bemüht, Hinweise und Handreichungen 
zur Verfügung zu stellen. Klar ist eben-
falls, dass die rechtlichen Auswirkungen 
der EU-DSGVO noch nicht letztgültig 
absehbar sind und die Gerichte hierzu 
noch Urteile fällen werden. Dennoch ist 
der VBE der Ansicht, dass Schulleitungen 
bei der Umsetzung der EU-DSGVO nicht 
ausreichend unterstützt werden. Ihr VBE 
wird sich deswegen mit dem Kultusmi-
nisterium in Verbindung setzen und auf 
die Beantwortung drängender Fragen 
pochen. Wir hoffen dennoch, dass Ihnen 
diese Liste bei Ihrer Arbeit an der Schule 
ein Stück weiterhilft. Dass die EU-DSGVO 
nicht nur Schulen Probleme macht, hat 
mittlerweile aber auch die Bundeskanz-
lerin bemerkt. Laut einer CDU-Presse-
meldung will die Bundeskanzlerin die 
Regelungen der EU-DSGVO nochmals 
überprüfen lassen. Die CDU-Fraktion 
schlägt vor, die EU-DSGVO nochmals zu 
evaluieren und auf Fehlentwicklungen 
zu überprüfen. Sie ist auch der Ansicht, 
dass der Blick nach Österreich helfen 
kann. Dort wurde die Datenschutz-
grundverordnung schlank, nachvollzieh-
bar aber trotzdem konform mit EU-
Recht ausgestaltet.

QR-Code und Link zum Artikel: 
https://www.vbe-bw.de/meldung/schreckgespenst-eu-
dsgvo-was-kommt-auf-schulen-zu/ 

Wichtige Links:
IT-Portal des Kultusministeriums mit Hinweisen und Vorlagen:
https://it.kultus-bw.de/,Lde/Startseite/IT-Sicherheit/
Datenschutz+an+Schulen

Zuständige Ansprechpartner für Datenschutz in der Kultusverwaltung gelistet nach
Kultusministerium, Regierungspräsidium und Staatlichem Schulamt:
https://it.kultus-bw.de/,Lde/Startseite/IT-Sicherheit

Materialsammlung des Landesfortbildungsservers (nicht immer aktuell):
https://lehrerfortbildung-bw.de/st_recht/daten/ds_neu/ 

Landesbeauftragte für den Datenschutz: https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de
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Landespressekonferenz

Der VBE präsentiert die zweite  
Umfrage zu Gewalt gegen Lehrkräfte

Der Verband Bildung und Erziehung 
(VBE) Baden-Württemberg hat das 
Thema ‚Gewalt gegen Lehrkräfte‘ 
erneut auf die Tagesordnung gesetzt. In 
einer Landespressekonferenz am 2. Mai 
hat der Landesvorsitzende Gerhard 
Brand eine Umfrage unter Schulleitun-
gen vorgestellt. Brand betonte, dass es 
bei dem Thema nicht um Einzelfälle 
gehe: „Unsere Umfrage unter Schullei-
tungen zeigt, dass Gewalt gegen Lehr-
kräfte kein Randphänomen ist, sondern 
an vielen Schulen vorkommt.“

Dem Tabuthema ‚Gewalt gegen Lehr-
kräfte‘ hat sich der Verband Bildung und 
Erziehung (VBE) Baden-Württemberg 
bereits 2016 gewidmet. In einer Umfrage 
unter Lehrkräften hatte sich gezeigt, 
dass sich Gewalt gegen Lehrkräfte nicht 
auf Einzelfälle beschränkt. 53% der Leh-
rerinnen und Lehrer in Baden-Württem-
berg hatten damals angegeben, dass sie 
psychische Gewalt gegen Lehrkräfte an 
der eigenen Schule erlebt haben, 13% 
konnten von körperlicher Gewalt und 
29% von Cybermobbing berichten.

Eine aktuelle Umfrage unter Schullei-
tungen hat der Landesvorsitzende des 
VBE Baden-Württemberg, Gerhard 
Brand, am 2. Mai 2018 auf einer Landes-
pressekonferenz vorgestellt. Das 
Umfrageinstitut forsa hat im Auftrag 
des VBE Baden-Württemberg 1.200 
Schulleitungen befragt, davon 251 in 

Baden-Württemberg. In der von forsa 
durchgeführten Befragung zeigt sich 
erneut, dass Gewalt gegen Lehrkräfte 
an allen Schularten vorkommt und 
durchaus weit verbreitet ist. Brand: „Die 
Politik muss mit dem Märchen vom Ein-
zelfall aufhören. Unsere Umfrage unter 
Schulleitungen zeigt, dass Gewalt gegen 
Lehrkräfte kein Randphänomen ist, son-
dern an vielen Schulen vorkommt.“

An 45% der baden-würt-
tembergischen Schulen 
wurden Lehrkräfte 
psychisch attackiert
So berichten 45% der Schulleitungen in 
Baden-Württemberg: „Ja, es gab an 
meiner Schule in den letzten fünf Jahren 
Fälle, in denen Lehrerinnen und Lehrer 
direkt beschimpft, bedroht, beleidigt, 
gemobbt oder belästigt wurden.“ Somit 
ist fast jede zweite Schule in Baden-
Württemberg betroffen. Hinzu kommen 
noch Fälle, in denen Lehrkräfte über das 
Internet diffamiert, belästigt, bedroht 
oder genötigt wurden. Hiervon berich-
ten 16% der Schulleiterinnen und Schul-
leiter in Baden-Württemberg.

Von körperlicher Gewalt gegen Lehre-
rinnen und Lehrer berichten ebenfalls 
16% der Schulleiterinnen und Schullei-
ter in Baden-Württemberg. Somit sind 
Vorfälle bereits an jeder sechsten Schule 
vorgekommen. „Und wenn Vorfälle an 

jeder sechsten Schule vorkommen, ver-
bietet es sich auch von Einzelfällen zu 
reden. Stattdessen muss das Thema vom 
Dienstherr wahr- und ernstgenommen 
werden und Lehrkräfte, die Gewalt 
gegen sich erlebt haben, müssen die 
volle Unterstützung ihres Dienstherren 
erhalten“, fordert Gerhard Brand.

Bei Vorfällen von Gewalt: 
Unterstützung durch die 
Schulleitungen
Die Schulleiterinnen und Schulleiter 
wurden in der Umfrage ebenso dazu 
befragt, ob es Ihnen in den allermeisten 
Fällen gelungen ist, ihre Kolleginnen 
und Kollegen bei Gewaltvorfällen aus-
reichend zu unterstützen. 85% der 
Schulleitungen haben das bejaht, 6% 
haben angegeben, dass ihnen das nur 
teilweise gelungen ist und 2% haben 
angegeben, dass es ihnen nicht gelun-
gen ist. VBE-Chef Brand lobt die Schul-
leitungen: „Diese positive Zahl spricht 
für das Engagement und für das Selbst-
verständnis, mit dem die Kolleginnen 
und Kollegen in der Schulleitung arbei-
ten.“

Brand betonte, dass Schulleitungen für 
die psychologische Betreuung von Lehr-
kräften nicht ausgebildet seien. „Hier ist 
das Land gefordert, den Zugang zur 
schulpsychologischen Beratung und 
Betreuung zu vereinfachen“, meint der 
Landesvorsitzende des VBE. Außerdem 
besteht nach Ansicht des VBE Baden-
Württemberg die Möglichkeit, Lehr-
kräfte in allen drei Phasen der Lehrerbil-
dung besser auf den Umgang mit 
Gewalt gegen sich vorzubereiten. „Leh-
rerinnen und Lehrer sollten durch ihre 
Aus- und Fortbildung dazu in die Lage 
versetzt werden, bei Vorfällen von 
Gewalt gegen sich oder andere Lehr-
kräfte handlungsfähig zu bleiben“, 
schlägt Brand vor.

Die Forderungen des VBE 
Baden-Württemberg

Bereits 2016 hat der VBE Baden-Würt-
temberg Forderungen aufgestellt, um 
das Thema Gewalt gegen Lehrkräfte zu 
enttabuisieren, betroffenen Lehrerin-
nen und Lehrern zu helfen und Gewalt 
präventiv zu begegnen.
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VBE Forderungen
1.	Bei Vorfällen von Gewalt müssen 

Lehrkräfte und Schulleitungen die 
volle Unterstützung des Dienst-
herrn erhalten. Der Dienstherr 
muss mit einer klaren und konse-
quenten Haltung demonstrieren, 
dass Gewalt gegen Lehrkräfte nicht 
geduldet wird.

2.	Das Land muss als Dienstherr seiner 
Fürsorgepflicht nachkommen und 
sich aktiv der Enttabuisierung des 
Themas widmen.

3.	Fälle von Gewalt gegen Lehrkräfte 
müssen in der amtlichen Schulsta-
tistik anonym und nicht an die 
Schule gebunden verzeichnet wer-
den.

4.	Das Thema Gewalt gegen Lehr-
kräfte muss in allen drei Phasen der 
Lehrerbildung Berücksichtigung 
finden. Im Studium, im Referenda-
riat und durch Fortbildungen müs-
sen Schulleitungen und Lehrkräfte 
zum Umgang mit Gewaltvorfällen 
befähigt werden, sodass sie auch in 
diesen Extremsituationen hand-
lungsfähig bleiben.

5.	Im Fall von Gewalt gegen Lehr-
kräfte müssen Lehrerinnen und 
Lehrer bei Bedarf psychologische 
Unterstützung erhalten.

Die Ergebnisse der Umfrage: 

Die Charts der Umfrage: 
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Kultusverwaltung

Neues Qualitätskonzept für 
zukunftsorientierte Kultusverwaltung

Das Kabinett hat grünes Licht gege-
ben: Ein neues Qualitätskonzept, mit 
dem die Kultusministerin die Weichen 
für eine zukunftsorientierte Kultus-
verwaltung stellen will, kommt. 
Geschaffen werden das Institut für Bil-
dungsanalysen und das Zentrum für 
Schulqualität und Lehrerbildung, die 
künftig Schulen besser unterstützen 
sollen. Der VBE-Landesvorsitzende 
Gerhard Brand hofft, dass die Verän-
derungen auch tatsächlich zu einer 
besseren Unterstützung von Lehrkräf-
ten und Schulleitungen führen.

Etwas kompliziert mutet es doch noch 
an. Das Konstrukt mit dem Namen 
„Neues Qualitätskonzept“, welches 
das Kultusministerium entwickelt, um 
Baden-Württemberg wieder an die 
Spitze der Bildungsvergleiche zu füh-
ren. Wie bereits bekannt, will die Kul-
tusministerin deswegen zwei neuen 
Institute entwickeln: Das Institut für 
Bildungsanalysen (IfB), welches für 
ein systematisches Bildungsmonito-
ring sorgen soll, und das Zentrum für 
Schulqualität und Lehrerbildung 

(ZSL), das die doch etwas zersplitter-
ten Zuständigkeiten im Bereich der 
Lehrerfortbildung bündeln soll.

Der Landesvorsitzende des VBE 
Baden-Württemberg verfolgt das Vor-
haben der Kultusministerin interes-
siert und meint zu den bevorstehen-
den Änderungen in der Kultusverwal-
tung: „Die Zeit wird zeigen, ob ein 
derart grundlegender Schritt nötig 
war. Wir hoffen aber nun, dass die 
bevorstehenden strukturellen Verän-
derungen zu einer besseren Unter-
stützung der Lehrkräfte und der 
Schulleitungen führen. Darüber hin-
aus fordern wir, dass die Maßnahmen 
wertschätzend und fair umgesetzt 
werden und mögliche Härten für Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter abge-
federt werden.“

Neues Qualitätskonzept: 
Zentrale Lernstands-
erhebungen kommen
Neben dem bereits bekannten gro-
ßen Vorhaben verrät die Pressemittei-

lung des Staatsministeriums auch 
einige Details dessen, was sich für 
Schule und Schulverwaltung künftig 
ändern soll. Klar ist zum Beispiel, dass 
zum Bildungsmonitoring zentrale 
Lernstandserhebungen gehören und 
diese wohl in der Verantwortung des 
IfB liegen. Kultusministerin Susanne 
Eisenmann kündigte an: „Zentrale 
Lernstandserhebungen über alle 
Schularten hinweg machen Sinn und 
werden kommen. Wir müssen wissen: 
Wo steht ein Kind und wie können 
wir es individuell fördern.“
Zentrale Vorgaben sollen auch vom 
Zentrum für Schulqualität und Lehrer-
bildung kommen. „Die zentralen Vor-
gaben des Zentrums stellen künftig 
sicher, dass wir landesweit Angebote 
in hoher und gleicher Qualität zur 
Verfügung stellen können“, meinte 
Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann zum Kabinettsbeschluss. Brand 
mahnt demgegenüber an, dass auch 
die neuen Institute die Situation vor 
Ort nicht aus dem Blick verlieren dürf-
ten: „Wir haben in Baden-Württem-
berg eine heterogene Bildungsland-
schaft und Bildung erfolgt immer vor 
Ort in den Schulen. Der lokale Blick 
darf nicht verloren gehen.“

Staatliche Schulämter und 
Regierungspräsidien stehen 
für den lokalen Blick
In diesem Zusammenhang lobte der 
VBE-Landesvorsitzende Brand die 
Staatlichen Schulämter und die Regie-
rungspräsidien: „Schulämter und 
Regierungspräsidien sind in Bezug 
auf die Umsetzung vor Ort enorm 
wichtig. Die Staatlichen Schulämter 
und die Regierungspräsidien kennen 
ihre Schulen. Es besteht ein enger 
Kontakt und viel gegenseitiges Ver-
trauen“, erläutert Brand. Die Verwal-
tungsreform wird jedoch auch an die-
sen Einrichtungen nicht ohne Spuren 
vorübergehen.

So sollen die aktuellen Fortbildungs-
aufgaben und Beratungsleistungen, 
welche die Schulaufsicht derzeit 
erbringt – unter anderem die Fachbe-
ratung zur Schulentwicklung und die 
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schulpsychologischen Dienste – auf 
das Zentrum für Schulqualität und 
Lehrerbildung übergehen. Die Kultus-
ministerin meinte dazu: „Damit stär-
ken wir die Regierungspräsidien und 
Staatlichen Schulämter in ihren origi-
nären Aufgaben, nämlich als Schul-
aufsichtsbehörden und bei der Steue-
rung der Unterrichtsversorgung.“

Regionalstellen sollen 
Konzepte und Unter-
stützungsangebote in 
die Fläche tragen
Die Aufgaben der Schulämter und 
Regierungspräsidien sollen teilweise 
auf Regionalstellen des Zentrums für 
Schulqualität und Lehrerbildung 
übergehen. Diese sollen zentral ent-
wickelte Konzepte und Unterstüt-
zungsangebote des Zentrums für 
Schulqualität und Lehrerbildung in 
die Fläche tragen. In den Regional-
stellen sollen daher auf jeden Fall die 
staatlichen Seminare für Didaktik und 
Lehrerbildung sowie die Pädagogi-
schen Fachseminare zusammengeführt 
werden. Die Seminare sollen dazu 

Fortbildungsaufgaben übernehmen, 
um die zweite und dritte Phase der 
Lehrerbildung besser zu verzahnen.

Dass Seminare diesen Aufgaben in 
fachlicher Hinsicht erfüllen können, 
bezweifelt Gerhard Brand nicht: „Es 
ist sehr viel fachliche Kompetenz an 
den Seminaren vorhanden. Allerdings 
denke ich, dass die Seminare momen-
tan nicht die Kapazität haben, um 
diese Aufgaben, die bisher die Akade-
mien übernommen haben, auszu-
üben. Die Akademien haben jährlich 
tausende von Lehrkräften fortgebil-
det. Von der Ausstattung her sind die 
Seminare nach jetzigem Stand damit 
überfordert.“

Neues Berufsbild:  
Lehrerfortbildner?

Möglicherweise in diesem Zusammen-
hang wird im Kultusministerium über-
legt, ein neues Berufsbild einzufüh-
ren. „Lehrkräfte, die in der Aus- und 
Fortbildung tätig sind, sollen künftig 
mit dem überwiegenden Anteil ihrer 
Arbeitszeit in der Aus- und Fortbil-

dung eingesetzt und dazu standardi-
siert qualifiziert und zertifiziert wer-
den“, sagte Kultusministerin Dr. 
Eisenmann. Ein neues Berufsbild 
müsste dann auch attraktiv gestaltet 
werden, meint der Landesvorsitzende 
des VBE Baden-Württemberg: „Besol-
dung und Stundenausstattung müs-
sen hier natürlich stimmen.

In der Pressemitteilung kündigte das 
Kultusministerium auch an, dass alle 
Seminarstandorte erhalten werden 
sollen. Beabsichtigt ist weiterhin, an 
jeder Regionalstelle eine „Leitstelle 
pädagogische Unterstützung“ einzu-
richten, die als Kontaktstelle für 
Anliegen von Schulen und Lehrkräf-
ten dient. Ein neues Qualitätskonzept 
hat aber nicht nur positive Folgen: Ihr 
Aufgabenfeld verlieren die Landesak-
ademie für Fortbildung und Personal-
entwicklung sowie das Landesinstitut 
für Schulentwicklung. Die neuen Insti-
tutionen sollen diese Aufgaben 
zukünftig übernehmen, heißt es in 
der Pressemitteilung.

Benedikt Reinhard, VBE Pressereferent

	 2. VBE Fachtagung 
für Schulaufsichtbeamtinnen und -beamte und für Schulleitungen

mit Kultusministerin Dr. Susanne Eisenmann
6. November 2018 – 10:30 bis 16:00 Uhr

Schwabenlandhalle Fellbach
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Vera 8 zeigt: Schulen brauchen 
Verlässlichkeit statt Veränderungen

Am 26. April 2018 hat das Kultusminis-
terium die Ergebnisse der Vergleichs-
arbeiten in Klasse 8 (VERA 8) für 
Deutsch und Mathematik vorgestellt. 
Angesichts der Ergebnisse konstatiert 
Kultusministerin Dr. Susanne Eisen-
mann einen hohen Förderbedarf für 
leistungsschwächere Schülerinnen und 
Schüler. Der Landesvorsitzende des 
Verbandes Bildung und Erziehung, 
Gerhard Brand, fragt sich, wie dieser 
Bedarf erfüllt werden soll, da Stunden 
und Mittel zur Förderung fehlen.

Den Mindeststandard für den Haupt-
schulabschluss nicht erreicht. Das ist 
die Rückmeldung aus VERA 8 für 45% 
der Werkreal-/Hauptschülerinnen und 
-schüler für das Fach Mathematik. In 
Deutsch haben 43% der Schülerinnen 
und Schüler der Haupt- und Werkreal-
schulen den Mindeststandard für den 
Hauptschulabschluss nicht erreicht. 
Aufgrund der Befunde spricht die Kul-
tusministerin von einem hohen För-
derbedarf für „leistungsschwächere 
Schülerinnen und Schüler in den 
Fächern Deutsch und Mathematik“. 

Dieser Förderbedarf lässt sich nicht 
von der Hand weisen. Allerdings feh-

len Ressourcen, um dem Bedarf zu 
begegnen. Der Landesvorsitzende des 
Verbandes Bildung und Erziehung 
(VBE) Baden-Württemberg, Gerhard 
Brand, nennt die Misere, in der das 
Land derzeit steckt: „Aufgrund der 
Ergebnisse ist es eigentlich angezeigt, 
dass wir Schulen feste Stunden und 
Mittel zuweisen, um mit den schwä-
cheren Schülerinnen und Schülern 
arbeiten zu können. Teilweise schaf-
fen wir es aber nicht einmal, den 
Pflichtbereich abzudecken. Wie soll 
angesichts dessen die zusätzliche För-
derung geleistet werden?“

Brand: Ergebnisse zeigen, 
dass Schulen  
Verlässlichkeit brauchen

Auch für weitere Schularten fallen die 
Ergebnisse nicht sonderlich positiv 
aus: An den Gemeinschaftsschulen 
erreichen 26% der Schülerinnen und 
Schüler den Mindeststandard für den 
Hauptschulabschluss im Fach Mathe-
matik nicht, in Deutsch sind es 22 % 
der Schülerinnen und Schüler, die den 
Mindeststandard verfehlen. Realschu-
len erhalten die Rückmeldung, dass 

40% der Schülerinnen und Schüler 
den Mindeststandard für den mittle-
ren Schulabschluss in Mathematik 
nicht erreichen, in Deutsch sind es 
25% der Schülerinnen und Schüler. 

„Die Ergebnisse zeigen mir, dass Schu-
len vor allem Ruhe, Konstanz und 
Verlässlichkeit brauchen. Gerade die 
Schularten der Sekundar-I-Stufe, die 
viele Veränderungen durchmachen 
mussten, schneiden im aktuellen Ver-
gleichstest auch weniger gut ab“, 
konstatiert Gerhard Brand, „Außer-
dem zeigt sich durch die Ergebnisse, 
dass sich an Gemeinschaftsschulen der 
beabsichtigte Schülermix noch nicht 
eingestellt hat. Der Anteil von Schüle-
rinnen und Schülern mit Gymnasial-
empfehlung hält sich dort aktuell in 
Grenzen.“

Kultusministerium kündigt 
Modellversuche zur 
Förderung in Mathematik 
und Deutsch an

Als Reaktion auf die Ergebnisse hat 
das Kultusministerium angekündigt, 
die Modellversuche ‚Lesen macht 
stark‘ und ‚Mathe macht stark‘ im 
neuen Schuljahr zu starten. Der 
Ansatz der Modellversuche stammt 
aus Schleswig-Holstein und zielt dar-
auf ab, Schülerinnen und Schüler in 
Mathematik und Lesen durch eine 
passgenaue Unterstützung zu stär-
ken. Der Versuch wird ab dem kom-
menden Schuljahr in der fünften 
Klasse der Haupt-/Werkrealschulen, 
Realschulen und Gemeinschaftsschu-
len eingeführt und natürlich auch 
wissenschaftlich begleitet.

Der VBE Baden-Württemberg begrüßt 
diese Projekte und steht dem geplan-
ten Ablauf positiv gegenüber. Brand 
moniert jedoch: „Die Projekte sind 
sicherlich eine wertvolle Ergänzung. 
Unser Kernproblem ist aber, dass zu 
viel Unterricht ausfällt und es zu 
wenige Stunden gibt, um leistungs-
schwächere Schülerinnen und Schüler 
zu fördern. Da helfen die Projekte 
aktuell nur wenigen Schulen.“

Vergleichsarbeiten
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Wegweiser durch das Schuljahr 2018/2019
Zusammengestellt von Cornelia Rück, VBE Landesgeschäftsstelle

 September 2018
07.09.2018	 Einstellung der Dienstanfänger/-innen
10.09.2018	 Erster Schultag nach den Sommerferien
10.09.2018	 Dienstantrittsmeldungen für die neu an die Schule gekommenen Lehrerinnen und Lehrer
10.09.2018	 Meldung eventueller Deputatsveränderungen
10.09.2018	 Möglichkeit zur Abhaltung eines Schulgottesdienstes
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schul- und Schülergottesdienste”

10.09.2018	 Meldung der bei der Schule nicht angemeldeten schulpflichtigen Kinder an die Meldebehörde
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schulpflicht”
10.09.2018	 Aufstellung der Aufsichtspläne  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schulgesetz”

21.09.2018	 Spätester Termin für die Abmeldung vom Religionsunterricht
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Religionsunterricht” und unter „Schulgesetz”

28.09.2018	 (spätestens) Wahl der Klassensprecher/-innen und der Stellvertreter/-innen ab Klasse 5
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schülermitverantwortung" und unter "Schulgesetz”

Sept./Okt. 18	 Einberufung des Krisenteams
		  Verwaltungsvorschrift „Verhalten an Schulen bei Gewaltvorfällen und Schadensereignissen” Abs. 2 Nr. 2.1 K.u.U. 2012, S. 45
Sept./Okt. 18	 Alarmprobe
		  Verwaltungsvorschrift „Verhalten an Schulen bei Gewaltvorfällen und Schadensereignissen” Abs. 2 Nr. 2.9 K.u.U. 2012, S. 45
Sept./Okt. 18	 Beschluss über die Grundsätze der schulischen Veranstaltungen
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Außerunterrichtliche Veranstaltungen”

Sept./Okt. 18	 Beratung und Beschlussfassung über die Fortbildungen der Lehrkräfte
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Fortbildung – Personalentwicklung”

Sept./Okt. 18	 Wahl der Mitglieder für die Schulkonferenz
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schulkonferenzordnung” i. V. mit Konferenzordnung

Vergleichsarbeiten und Lernstandserhebung für die allgemein bildenden Schulen
		 Grundschule Vergleichsarbeiten VERA Klasse 3 K.u.U. Nr. 1/2018
10.05.2019	 Mathematik  
14.05.2019	 Deutsch (1. Tag, Lesen)
16.05.2019	 Deutsch (2. Tag, Zuhören)
		
Sekundarstufe I (HS/WRS, RS, GMS, GYM) 
Lernstand Klasse 5 K.u.U. Nr. 14/2017
17.09. bis 28.09.2018	 Deutsch
17.09. bis 28.09.2018	 Mathematik

Vergleichsarbeiten VERA Klasse 8 K.u.U. Nr. 1/2018
20.02.2019	 Deutsch
22.02.2019	 Fremdsprache (Englisch oder Französisch)
26.02.2019	 Mathematik

 Oktober 2018
Oktober 2018	 Informationsveranstaltung Klasse 4 VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Aufnahmeverfahren” 

05.10.2018	 Entscheidung in den Fällen, in denen eine Aufnahme auf Probe in die nächsthöhere Klasse erfolgte
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Versetzungsordnung …”

12.10.2018	 (spätestens) Erstes Zusammentreffen des Schülerrates VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schülermitverantwortung”

15.-20.10.18	 Stichwoche für die amtliche Schulstatistik  K.u.U. Nr. 1/2018, S. 12 
17.10.2018	 Stichtag für die amtliche Schulstatistik K.u.U. Nr. 1/2018, S. 12
19.10.2018	 (spätestens) Wahl der Klassenelternvertreter/-innen und der Stellvertreter/-innen
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Elternbeiratsverordnung” § 14 Abs 1 und unter „Schulgesetz”

26.10.2018	 (spätestens) Wahl des Schülersprechers/der Schülersprecherin und der Stellvertreter/-innen
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schülermitverantwortung” und unter „Schulgesetz”

26.10.2018	 Letzter Schultag vor den Herbstferien
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 Januar 2019
07.01.2019	 Erster Schultag nach den Weihnachtsferien
		  Möglichkeit zur Abhaltung eines Schulgottesdienstes 
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schul- und Schülergottesdienste”

voraussichtlich
07.01.2019	 Anträge auf stellenwirksame Änderungswünsche
		  (bitte genauen Termin in K.u.U. bzw. Rundschreiben des Staatlichen Schulamtes beachten!)
31.01.2019	 Ende des ersten Schulhalbjahres 	VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Notenbildung”

31.01.2019	 Letzter Termin für die Zurückstellung vom Schulbesuch im 1. Schuljahr
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schulgesetz”

31.01.2019	 Anträge auf freiwillige Wiederholung VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Versetzungsordnung ...”
31.01.2019	 Endgültige Entscheidung in den Fällen, in denen die Versetzungsentscheidung ausgesetzt wurde
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Versetzungsordnung ...”
31.01.2019	 Übergänge zwischen den Schularten entsprechend der multilateralen Versetzungsordnung
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Multilaterale Versetzungsordnung" 

 Dezember 2018
15.12.2018	 (spätestens) Meldung der Schüler/-innen zur freiwilligen Schülerzusatzversicherung
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schülerzusatzversicherung”

21.12.2018	 Letzter Schultag vor den Weihnachtsferien Unterrichtsende eventuell nach der 4. Unterrichtsstunde
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Ferienverordnung”

		  Möglichkeit zur Abhaltung eines Schulgottesdienstes 
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schul- und Schülergottesdienste”

 November 2018
05.11.2018	 Erster Schultag nach den Herbstferien
09.11.2018	 (spätestens) Wahl des/der Elternbeiratsvorsitzenden und des Stellvertreters/der Stellvertreterin
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Elternbeiratsverordnung” unter „Schulgesetz”

21.11.2018	 Buß- und Bettag (evangelischer Feiertag) Recht der Schüler/-innen, zum Gottesdienstbesuch dem Unterricht fernzubleiben.
		  Gesetz über die Sonn- und Feiertage – Verwaltungsvorschrift K.u.U. Ausgabe B Ziffer 6539-53

Abitur 2019 - K.u.U. 14/2017, S. 94

25.01.2019 	 Ausgabe der Zeugnisse für das 3. Schulhalbjahr 
28.01.2019	 Beginn des Unterrichts des 4. Schulhalbjahres  
28.01.2019	 Wahl des mündlichen Prüfungsfaches
28.01.2019	 Späteste Zustellung der Nichtzulassung zur Abiturprüfung 
28.01.2019 	 Erster möglicher Termin für die Kommunikationsprüfung in den modernen Fremdsprachen 
		  und für die fachpraktische Prüfung in Musik und Bildende Kunst
30.04.2019	 Beginn der schriftlichen Prüfung (Haupttermin)
10.05.2019	 Ende der schriftlichen Prüfung (Haupttermin)
13.05.2019	 Wiederbeginn des Unterrichts
15.05.2019	 Beginn der schriftlichen Prüfung (Nachtermin)
24.05.2019	 Ende der schriftlichen Prüfung (Nachtermin)

24.06.2019	 Erste Bekanntgabe der Ergebnisse der schriftlichen Prüfung
02.07.2019	 Letzte Bekanntgabe der Ergebnisse der schriftlichen Prüfung
01.07.2019	 Erste mündliche Prüfung
09.07.2019	 Letzte mündliche Prüfung

09.07.2019	 Letzte Ausgabe der Zeugnisse der allgemeinen Hochschulreife
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 März 2019
01.03.2019	 Anmeldeschluss für die beruflichen Vollzeitschulen
März 2019	 Entscheidung der Realschulklassen 8 für das Fach Bildende Kunst oder Musik im 9. Schuljahr
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch  unter „Stundentafel Realschule”

März 2019	 Informationsveranstaltung Wahlpflichtbereich Realschulen für Eltern und Schüler/-innen der Klassen 6 		
		  Entscheidung der Schüler/-innen für das Wahlpflichtfach – VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Stundentafel Realschule”

März 2019	 Informationsveranstaltung Werkrealschule/Hauptschule für Eltern und Schüler/-innen der Klassen 7 
		  über die weiteren Bildungswege – Bedeutung der Wahlpflichtfächer, Bildungswege der Beruflichen
		  Schulen, …  K.u.U. Nr. 15-16/2012
März/April 2019	 Anmeldung der Schulanfänger/-innen sowie Entscheidung über Anträge auf vorzeitige  
		  Aufnahme bzw. auf Zurückstellung vom Schulbesuch 
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schulgesetz”

	

 Februar 2019 

Terminplanung für das Aufnahmeverfahren 
für die auf der Grundschule aufbauenden Schularten - K.u.U. Nr. 15-16/2017

bis 31.01.2019 	 Informations- und Beratungsgespräch der Grundschule mit den Erziehungsberechtigten der Schüler/-innen der 
		  Klassenstufe 4 über jeweils beabsichtigte Schullaufbahnwahl
bis 08.02.2019	 Entscheidung der Klassenkonferenz über die Grundschulempfehlung und Ausgabe der 
		  Grundschulempfehlung an die Eltern gemeinsam mit der Halbjahresinformation

spätestens 4 Schultage nach Ausgabe der Grundschulempfehlung: Entscheidung der Eltern über die Teilnahme am Beratungsverfahren
 
13./14.03.2019	 Anmeldung der Schüler/-innen nach der Grundschulempfehlung für die weiterführenden Schulen
bis 02.04.2019	 Durchführung des Beratungsverfahrens
bis 04.04.2019	 Anmeldung der Schüler/-innen, die am besonderen Beratungsverfahren teilnehmen

Terminplanung für die Schullaufbahnentscheidung Klasse 8 und 9 an der Gemeinschaftsschule
    - K.u.U. Nr. 14/2017

bis Ende 
Februar 	 Beratung von Erziehungsberechtigten und Schüler/-innen durch Lerncoach u. Lernbegleiter/-innen
bis 15.03.2019	 Entscheidung der Lerngruppenkonferenz über Schullaufbahnempfehlung 
bis 01.04.2019	 Entscheidung der Erziehungsberechtigten über weiteren Beratungsbedarf
bis 01.04.2019	 Entscheidung der Erziehungsberechtigten, welcher Bildungsabschluss in Kl. 9 bzw. 10 angestrebt wird 
bis Mitte Juni	 Durchführung einer vertieften Beratung zur Schullaufbahnentscheidung
bis 15.06.2019	 Entscheidung der Erziehungsberechtigten nach vertiefter Beratung

zwischen
01. u. 10.02.19	 Zeugnis- bzw. Halbjahresinformationsausgabe VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Notenbildung”

15.02.2019	 Spätester Termin für die Abmeldung vom Religionsunterricht
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Religionsunterricht”

Verband Bildung und Erziehung
Baden-Würrtemberg
Heilbronner Straße 41 · 70191 Stuttgart

Telefon: 0711 / 22 93 146
Internet: www.vbe-bw.de
Mail: vbe@vbe-bw.de
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 Mai 2019
06.05.2019	 Beurteilung der Studienreferendare und -referendarinnen durch den Schulleiter/die Schulleiterin für 
		  den 2. Ausbildungsabschnitt
		  Verordnung über den Vorbereitungsdienst und die Zweite Staatsprüfung für das Lehramt an Gymnasien – GymPO II 2015 
08.05.2019	 Beurteilung der Lehramtsanwärter/-innen für Sonderpädagogik durch den Schulleiter/die Schulleiterin
		  Verordnung über den Vorbereitungsdienst und die Zweite Staatsprüfung für das Lehramt Sonderpädagogik, SPO II 2014 
10.05.2019	 Beurteilung der GS-Lehreranwärter/-innen durch den Schulleiter/die Schulleiterin
		  Verordnung über den Vorbereitungsdienst und die Zweite Staatsprüfung für Lehramt an Grundschulen GPOII 2014, Az.21/LLPA-6710.8/125
10.05.2019	 Beurteilung der WRS, HS und RS-Lehreranwärter/-innen durch den Schulleiter/die Schulleiterin
		  Verordnung über den Vorbereitungsdienst und die Zweite Staatsprüfung für das Lehramt an Werkreal-, Haupt- und Realschulen
		  WHRPO II 2014, AZ.: 21/LLPA-6710.8/126

 April 2019
12.04.2019	 Letzter Schultag vor den Osterferien. Möglichkeit zur Abhaltung eines Schulgottesdienstes
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schul- und Schülergottesdienste“	
29.04.2019	 Erster Schultag nach den Osterferien. Möglichkeit zur Abhaltung eines Schulgottesdienstes
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schul- und Schülergottesdienste”

Realschulabschlussprüfung und Prüfungstermine für Schulfremde  K.u.U. Nr. 14/2017

		  Schriftliche Prüfung
30.04.2019	 Deutsch					    Nachtermin: 24.05.2019
03.05.2019	 Mathematik				    Nachtermin: 27.05.2019
07.05.2019	 Pflichtfremdsprache Englisch 		  Nachtermin: 28.05.2019
08.05.2019	 Pflichtfremdsprache Französisch		 Nachtermin: 29.05.2019

zwischen 26.06.	
und 12.07.2019	 Mündliche Prüfungen und Fächerübergreifende Kompetenzprüfung
		  Der Beginn der mündlichen Prüfung für Abendrealschulen kann auf den 24.06.2019 vorgezogen werden.

19.07.2019	 Entlassung der Schüler/-innen

Abschlussprüfungen in der Sekundarstufe I

Hauptschulabschlussprüfung und Prüfungstermine für Schulfremde (WRSVO/GMS-VO) K.u.U. Nr. 14/2017

		  Themenorientierte Projektprüfung für alle Schüler der Klasse 9 
		  Der Termin wird von der Schule festgesetzt.
		
		  Sprachprüfung in der Fremdsprache 
		  Der Termin wird von der Schule festgesetzt. 

		  Schriftliche Prüfung
14.05.2019	 Deutsch					    Nachtermin: 25.06.2019
21.05.2019	 Mathematik				    Nachtermin: 26.06.2019
28.05.2019	 Englisch				    Nachtermin: 27.06.2019
05.06.2019	 Sonderfremdsprache/Herkunftssprache	 Nachtermin: 02.07.2019
für Schulfremde:
04.06.2019	 Politische und wirtschaftliche Bildung	 Nachtermin: 28.06.2019

zwischen 01.07. 
und 12.07.2019	 Mündliche Prüfung 
		  Nach Abschluss der individuellen Prüfung kann der Schüler/die Schülerin vom Unterricht 
		  freigestellt werden, sofern sie bzw. er mit der Hauptschulabschlussprüfung die Schule verlässt.

19.07.2019	 Entlassung der Schüler/-innen 
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 Juni 2019
07.06.2019	 Letzter Schultag vor den Pfingstferien
bis 
07.06.2019	 Schriftliche Meldung der versetzungsgefährdeten Grundschüler/-innen an die Schulleiterin/
		  an den Schulleiter
		  Lehrer/-innen an ein- und zweiklassigen Schulen richten die Meldung an das Staatliche Schulamt
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Versetzungsordnung Grundschule”

24.06.2019	 Erster Schultag nach den Pfingstferien

 Juli 2019
01.07.2019	 Vorlage der Erklärung und Abrechnung nach § 8 der Landesnebentätigkeitsverordnung
		  Landesnebentätigkeitsverordnung
		  Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums zur LNTVO

zwischen 18.07.
und 26.07.2019	 Zeugnisausgabe VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Notenbildung”

26.07.2019	 Anträge auf freiwillige Wiederholung einer Klasse 
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Versetzungsordnung …"
26.07.2019	 (spätestens) Übergabe von berufsschulpflichtigen Schülern/Schülerinnen
		  Verwaltungsvorschrift des MKS K.u.U. Ausgabe B 6620-54
26.07.2019	 Möglichkeit zur Abhaltung eines Schulgottesdienstes
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Schul- und Schülergottesdienste”

26.07.2019	 Letzter Schultag vor den Sommerferien
		  Der Unterricht endet nach der 4. Unterrichtsstunde
		  VBE-Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch unter „Ferienverordnung”

Verband Bildung und Erziehung:
Ihr gewerkschaftlicher 
Partner mit Weitblick

Download unter www.vbe-bw.de/downloadbereich/
Alle Angaben ohne Gewähr

Werkrealschule (Klasse 10)
Abschlussprüfung und Werkrealabschlussprüfung für Schulfremde nach WRS-VO K.u.U. Nr. 14/2017
		
		  Schriftliche Prüfung
15.05.2019	 Deutsch					    Nachtermin: 25.06.2019
22.05.2019	 Mathematik				    Nachtermin: 26.06.2019
29.05.2019	 Englisch 				    Nachtermin: 27.06.2019

		  Sprachprüfung in Englisch Termin wird von den Schulen festgesetzt

zwischen 01.07.
und 12.07.2019	 Mündliche Prüfung

19.07.2019	 Entlassung der Schüler/-innen
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Beamte

„Man“ streitet sich um und über das 
Beamtentum der Lehrkräfte. Ist es billi-
ger? Ist es teurer? Gehört es abge-
schafft? Gibt es Sicherheit? Sind 
Beamte zur Erledigung hoheitlicher 
Aufgaben überhaupt notwendig? Das 
sind Fragen, die mit schöner Regelmä-
ßigkeit in den Medien auftauchen, dis-
kutiert werden und – nach Anreiche-
rung mit positiven und negativen Bei-
spielen – unbeantwortet stehen 
bleiben. Was unstrittig ist: Beamten-
bund und VBE setzen sich aktiv und 
nachhaltig für das Beamtentum ein, 
und wir haben dafür gute Gründe.

Mitstreiter haben wir bei den weiteren 
Lehrerverbänden des Beamtenbundes 
(dbb / BBW), aber keinesfalls bei den 
Gewerkschaften, die dem Deutschen 
Gewerkschaftsbund (DGB) angeschlos-
sen sind. Blicken wir wenige Jahre 
zurück nach Griechenland. Da sah 
man, wie ein Staat ohne Beamte funk-
tioniert. Da wurde keine Grundsteuer 
eingetrieben, weil es keine funktionie-
renden Katasterämter gab. Da wüte-
ten Waldbrände, weil die Feuerwehr 
nicht funktionierte. Da haben die Leh-
rer für eine zwanzigprozentige Lohn-
erhöhung acht Monate lang gestreikt. 
Ein ganzer Schülerjahrgang bekam 

keine Abgangszeugnisse, verlor ein 
Jahr Schulbildung. 

Und Deutschland heute? Zunächst ein-
mal: ob Baden-Württembergs Lehr-
kräfte verbeamtet werden oder nicht 
entscheidet sich in Baden-Württem-
berg. Auch bei uns gab es immer wie-
der Tendenzen neu zu definieren, was 
man unter hoheitlichen Aufgaben ver-
stünde. Damit verbunden war die 
Frage, ob Lehrkräfte ebenso hoheitli-
che Aufgaben ausüben wie Steuer-
fahnder, Richter oder Polizisten. Dank 
des VBE haben wir es seit Jahren und 
Jahrzehnten geschafft, in Gesprächen 
und Verhandlungen die Politik zu 
überzeugen, dass nicht zuletzt der 
Staat davon profitiert, wenn Lehrkräf-
ten der Beamtenstatus verliehen wird. 

Indes: eine Automatik liegt darin nicht. 
Der Beamtenstatus ist ein hohes Gut, 
das auch in Baden-Württemberg 
immer wieder neu erkämpft werden 
muss. Bei der Politik, aber auch gegen 
die Ideologen anderen „Glaubens“. 
Die Angriffe nehmen zu. Der VBE 
bekommt in dieser Richtung immer 
mehr zu tun. Blicken wir also auf aktu-
elle Geschehnisse in anderen Bundes-
ländern.

Sachsen Dezember 2017:

Auf den digitalen Plattformen unserer 
Mitbewerber liest man unter anderem, 
dass sie sich „nicht am Machtspiel um 
die Lehrerverbeamtung beteiligen“. 
Und weiter: „Die Verbeamtung wird 
vom Kultusminister und einigen CDU-
Politikern zum Allheilmittel erklärt.“ 
Unterstrichen wird die Aktion durch 
eine von der Jungen GEW Sachsen ini-
tiierte Studentenaktion in Leipzig, die 
das Beamtentum störend findet. Denn 
– so der Nachwuchs für kommende 
Schülergenerationen im Brief: Als 
Beamter könne man sie in die „Brand-
gebiete des Freistaates (Bautzen, Erz-
gebirge, Plauen usw.)“ versetzen, strei-
ken könnten sie auch nicht und sich 
somit nicht mehr mündig in politischen 
Fragen und in demokratische Prozesse 
einmischen.

 Was die Frage aufwirft, ob es sich eine 
lebendige Demokratie eigentlich leis-
ten kann, auf Lehrer als Aktivposten 
zu verzichten? – Da stellt sich dem 
Autor doch schon einmal die Frage, ob 
man Bautzen, das Erzgebirge und 
Plauen zur lehrerfreien Zone erklären 
sollte? Oben wird schon einmal als 
Feindbild die CDU hingestellt. Da wer-

Wackelt das Beamtentum? 
Von Josef Klein

be
eb

oy
s 

– 
Fo

to
lia

.c
om



VBE Schulleitungsbrief Baden-Württemberg Juli 2018
19

.

.

.

fen wir doch gleich einmal einen Blick 
zum Nachbarn in Thüringen.

Thüringen 1. Quartal 2018:

Der derzeitige Vorsitzende der Kultus-
ministerkonferenz, Helmut Holter, ist 
Kultusminister in Thüringen. Er gehört 
der Partei „Die Linke“ an und ist 
unverdächtig, der CDU nahezustehen. 
Auf den Impuls, dass Thüringen seine 
Lehrkräfte verbeamtet, antwortet Hol-
ter: „Zunächst einmal gibt eine Verbe-
amtung Sicherheit – den Lehrerinnen 
und Lehrern, aber auch den Schulen. 
Verbeamtet ist alles ein Stück planba-
rer….  Thüringen hat sich für die Ver-
beamtung entschieden, um Lehramts-
absolventen diese Sicherheit anbieten 
zu können.

Bundesverfassungsgericht 
Pressemitteilung Nr. 91/17 
vom 19. Oktober 2017:
Die Beschwerdeführenden sind bezie-
hungsweise waren als beamtete Lehr-
kräfte an Schulen in verschiedenen 
Bundesländern (Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Schleswig-Holstein) 
tätig. Sie nahmen in der Vergangen-
heit während der Dienstzeit (teils wie-
derholt) an Protestveranstaltungen 
beziehungsweise Streikmaßnahmen 
der DGB-nahen Mitanbieterin teil. 
Diese Teilnahme wurde durch die 
zuständigen Disziplinarbehörden diszi-
plinarrechtlich geahndet. Zur Begrün-
dung wurde ausgeführt, die Streikteil-
nahme stelle einen Verstoß gegen 
grundlegende beamtenrechtliche 
Pflichten dar. Insbesondere dürfe ein 
Beamter nicht ohne Genehmigung 
dem Dienst fernbleiben. In den fach-
gerichtlichen Ausgangsverfahren 
wandten sich die Beschwerdeführerin-
nen sowie der Beschwerdeführer 
erfolglos gegen die jeweils ergange-
nen Disziplinarverfügungen.

Mit den Verfassungsbeschwerden 
rügen die Beschwerdeführenden eine 
Verletzung ihres Grundrechts aus Art. 
9 Abs. 3 GG (teilweise in Verbindung 
mit Art. 20 Abs. 3 GG). Sie machen ins-
besondere geltend, die Koalitionsfrei-
heit gewährleiste ein Streikrecht auch 
für Beamte, jedenfalls aber für beam-
tete Lehrkräfte. Solange Beamte keine 
hoheitlichen Aufgaben ausübten, 
unterfielen sie nicht dem Funktions-
vorbehalt des Art. 33 Abs. 4 GG. Auf 
die Personengruppe der nicht hoheit-
lich tätigen Beamten, zu der beamtete 
Lehrkräfte zählten, finde Art. 33 Abs. 5 
GG und das daraus abgeleitete Streik-
verbot keine Anwendung. Selbst wenn 
man von einer Anwendung des Art. 33 
Abs. 5 GG auf alle Beamten ausginge, 
sei das Streikverbot für Lehrer nicht 
mit dem Verhältnismäßigkeitsprinzip 
zu vereinbaren.

Darüber hinaus rügen die Beschwerde-
führenden die Missachtung der Vorga-
ben des Grundgesetzes zur völker-
rechtsfreundlichen Auslegung des 
nationalen Rechts. Die Europäische 
Menschenrechtskonvention gewähr-
leiste mit Art. 11 Abs. 1 ein umfassen-
des Streikrecht für Beamte, welches 
nicht statusbezogen, sondern nur nach 
funktionalen Kriterien eingeschränkt 
werden dürfe. Diese völkerrechtlichen 
Vorgaben ließen sich auf das nationale 
Recht übertragen. Das von der Recht-
sprechung bislang als hergebrachter 
Grundsatz des Berufsbeamtentums 
angesehene Streikverbot für Beamte 
müsse daher insbesondere vor dem 
Hintergrund der jüngeren Entschei-
dungen des Europäischen Gerichtsho-
fes für Menschenrechte in den Rechts-
sachen Demir und Baykara v. Türkei 
(Urteil der Großen Kammer vom 12. 
November 2008, Nr. 34503/97) und 
Enerji Yapi Yol Sen v. Türkei (Urteil 
vom 21. April 2009, Nr. 68959/01) über-
dacht werden.

Beamtenbund (dbb)
Januar 2018: 

Das Berufsbeamtentum „mit dem ihm 
innewohnenden Streikverbot ist ein 
wichtiger Stadortfaktor für die Bun-
desrepublik Deutschland“. dbb-Chef 
Ulrich Silberbach sieht die Demokratie 
in Gefahr, wenn die Kläger im DGB in 
Karlsruhe Recht bekämen.

Das besondere Dienst- und Treuever-
hältnis inklusive Streikverbot ist für ihn 
„die dauerhafte Voraussetzung für die 
wirksame Entfaltung der Demokra-
tie“. Auf der einen Seite verzichteten 
die Beamten auf das Streikrecht, auf 
der anderen Seite stelle der Staat die 
materielle Existenz der Beamten sicher 
– während des Erwerbslebens, bei 
Krankheit und im Alter. „Das Küm-
mern des Staates um seine Beamten 
prägt deren Einstellung zu ihrer Arbeit 
für das Gemeinwesen“, argumentiert 
Silberbach. „Beamter zu sein ist halt 
nicht nur ein Job, es ist ein Dienst an 
der Gesellschaft.“

Auch wenn unsere Mitbewerber 
immer wieder betonen, dass sie nichts 
gegen den Beamtenstatus für Lehr-
kräfte haben, dafür haben sie aber 
auch nichts. Bisher hat noch niemand 
der Verantwortlichen die Aussage des 
damaligen baden-württembergischen 
Vorsitzenden des Mitanbieters, Rainer 
Dahlem, aus dem Jahre 2003 bestrit-
ten. Er sagte damals „Schafft das 
Beamtentum ab“ (Badische Zeitung 
vom 26.6.2003).

Josef Klein
Mitglied des Landes-
vorstands im VBE 
Baden-Württemberg, 
Mitglied des Vorstan-
des des VBE Südbaden
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